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Forderaufruf

im Programmbereich Partnerschaften fiir Demokratie
im Rahmen des Bundesprogramms ,,Demokratie
leben!*

des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Forderzeitraum 2025-2032

1. Ausgangssituation

Das Bundesprogramm ,Demokratie leben!” tragt zu einem vielfdltigen, friedlichen und respektvollen
Zusammenleben in Deutschland bei. Es fordert die demokratische Teilhabe und den Einsatz gegen
jede Form von Demokratiefeindlichkeit und Extremismus, indem es dazu zivilgesellschaftliche Arbeit
starkt und weiterentwickelt. ,Demokratie leben!“ ist ein lernendes Programm, das immer wieder auf
aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen reagiert.

~Demokratie fordern - Vielfalt gestalten - Extremismus vorbeugen“ sind die Programmziele.

2. Gegenstand des Forderaufrufs

Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend will im Rahmen des
Bundesprogramms ,,Demokratie leben!” zivilgesellschaftlich und demokratisch aktive Menschen und
Organisationen, die sich in ihrem kommunalen Umfeld fiir die Demokratie engagieren, starken und
besser vernetzen. Hierfiir sollen in diesem Programmbereich Partnerschaften fiir Demokratie und
eine intensive Netzwerkarbeit gefordert werden, die die unter 2.1 aufgefiihrten Ziele verfolgen und
die unter 3.2 aufgefiihrte Struktur gestalten. Erstmals soll ein Netzwerk aller Partnerschaften fiir
Demokratie entstehen und damit bundesweit eine demokratische Verantwortungsgemeinschaft
etabliert werden.

2.1 Ziele

Die im Programmbereich Partnerschaften fiir Demokratie geforderten Zuwendungsempfanger
gestalten eine zielgerichtete Zusammenarbeit aller vor Ort relevanten Akteurinnen und Akteure fir
Aktivitaten gegen lokale Formen von Extremismus, insbesondere gegen Rechtextremismus, und
Ideologien der Ungleichwertigkeit, Gewalt und Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Dazu wird
die Entwicklung eines demokratischen Gemeinwesens unter aktiver Beteiligung der Einwohnerinnen
und Einwohner unterstiitzt und zur nachhaltigen Entwicklung lokaler und regionaler Biindnisse
beigetragen. Als wesentlich fiir die Demokratie wird dabei die gleichberechtigte Teilhabe aller (unter
anderem bezogen auf Geschlecht, Herkunft, Religion) angesehen. Im partnerschaftlichen
Zusammenwirken, insbesondere von kommunaler Verwaltung und Zivilgesellschaft, wird eine
lebendige und vielfiltige Demokratie vor Ort sowie eine Kultur der Kooperation, des respektvollen
Miteinanders, der gegenseitigen Anerkennung und Unterstlitzung gestarkt.
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Fir den Gesamtforderzeitraum bis 2032 sollen die geférderten Zuwendungsempfanger im Rahmen
ihrer Gesamtentwicklung und der Zuwendungen folgende Ziele in den Handlungsfeldern
Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismuspravention erreichen:

Demokratische Selbstwirksamkeit ermadglichen und stirken

Die Partnerschaften konzipieren gemeinsam mit Zielgruppen teilhabeorientierte Manahmen
und innovative Formate, die das Erleben von demokratischer Selbstwirksamkeit im
unmittelbaren Lebensumfeld ermoglichen. Sie tragen auf diese Weise zum Aufbau von
Vertrauen in demokratische Prozesse, Akteurinnen und Akteure sowie Institutionen bei und
vermitteln Wissen und praktische Erfahrungen tber die Demokratie und ihre Funktionsweise.
Sie aktivieren und befédhigen zur Inanspruchnahme von Beteiligungschancen; auch
marginalisierte Gruppen. Das Engagement von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen soll dabei besondere Aufmerksamkeit erhalten.

Demokratische Biindnisse erweitern

Die Partnerschaften setzen sich ausdriicklich zum Ziel, in der Breite Unterstiitzerinnen und
Unterstitzer sowie Blindnispartnerinnen und Biindnispartner zu gewinnen und ihren
Resonanzraum auf diese Weise stetig zu erweitern und zu stabilisieren mit dem Ziel, eine
breite lokale Verantwortungsgemeinschaft zu schaffen. Dazu gehért auch, dass sie aktiv die
Zusammenarbeit mit relevanten Institutionen und Organisationen von weiteren im
Fordergebiet aktiven Programmen mit dhnlicher Zielrichtung suchen. Die Partnerschaften
sind zudem aktive Partnerinnen im Verbund mit fir sie relevanten und verfligbaren landes-
und bundesweiten Akteurinnen und Akteuren der Demokratieférderung.

Handlungssicherheit mit lokalen Herausforderungen erh6hen

Die Akteurinnen und Akteure der Partnerschaft fir Demokratie (Leitung der Verwaltung,
Federfihrendes Amt, Koordinierungs- und Fachstelle, Jugendforum, Mitglieder des
Biindnisses) sind handlungssicher im Umgang mit lokalen Herausforderungen wie zum
Beispiel im Umgang mit rechtspopulistischen und rechtsextremen Akteurinnen und Akteuren
sowie deren Aktivitaten.

Demokratieskeptische Menschen ansprechen

Die Partnerschaften entwickeln einen proaktiven, konstruktiven Umgang mit dem Thema
Demokratieskepsis. Sie versuchen, demokratieskeptische Menschen durch teilhabeorientierte
MaRRnahmen in ihrer jeweiligen Lebenssituation anzusprechen, ihnen Artikulations- und
Reflexionsraume zu geben sowie sie zu ermutigen, im Rahmen des demokratischen
Rechtsstaates an demokratischen Gestaltungsmoglichkeiten zu partizipieren und darin
Selbstwirksamkeit zu erfahren.

Kompetenzen im Umgang mit Konflikten stirken

Die Partnerschaften unterstltzen Voraussetzungen zur demokratischen Konfliktbearbeitung
vor Ort. Dies bedeutet einen Ausbau der Kompetenzen zur Konfliktbearbeitung (zum Beispiel



@ Bundesministerium .
kx| fiir Familie, Senioren, Frauen Demokratle
und Jugend ze e“/

)

Uber Weiterbildung und Vernetzung). Sie fordern strukturelle Rahmenbedingungen zur
Realisierung einer nachhaltigen, demokratischen Dialog- und Konfliktkultur.

Schutzkonzepte fiir zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure und Solidaritit schaffen

Die Koordinierungs- und Fachstelle sowie das Federfiihrende Amt erarbeiten ein eigenes
Schutzkonzept. Die Partnerschaft befdhigt durch Unterstiitzung demokratische
zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure dazu, eigene Schutzkonzepte zu entwickeln -
insbesondere in Zusammenarbeit mit Sicherheitsbehdrden und Beratungsprojekten. Dazu
gehort, dass die Partnerschaften gemeinsam mit den oben genannten Akteurinnen und
Akteuren fir antidemokratische Gefahrdungen sensibilisieren und fiir Betroffene von
demokratie- und menschenfeindlichen Bedrohungen und Ubergriffen eintreten.

Die jeweilige Priorisierung in der Bearbeitung soll sich nach dem konkreten Bedarf vor Ort richten
(zum Beispiel auf Basis von Situations- und Ressourcenanalysen).

2.2 Zielgruppen
Zu den Zielgruppen im Rahmen der Férderung gehoren:

o Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene,

e deren Bezugspersonen (Erwachsene),

o Fachkréfte und Multiplikatorinnen und Multiplikatoren,

o zivilgesellschaftliche und staatliche Akteurinnen und Akteure,
e |okale Unternehmen,

e Kommunalpolitik,

o Sicherheitsbehérden,

e Biindnispartnerinnen und -partner (3.2.3),

e breite Offentlichkeit,

o Medien.

3. Aufgaben und Aufbau einer Partnerschaft fiir Demokratie

3.1 Aufgaben

Partnerschaften fiir Demokratie sind partizipativ, paritdtisch und gemeinwesenorientiert aufgebaut.
Ihre Akteurinnen und Akteure analysieren und widmen sich lokalen beziehungsweise regionalen
Herausforderungen und erarbeiten Konzepte fiir eine lebendige, demokratische Gesellschaft und
zivilgesellschaftliches Engagement vor Ort. In die Gestaltungs- und Partizipationsprozesse kénnen
alle staatlichen und demokratischen nicht-staatlichen Organisationen und Institutionen einbezogen
werden. Zum Aufbau und zur Pflege des Gesamtnetzwerkes der Partnerschaften fiir Demokratie ist
Uberregional ein regelmaRiger Austausch und eine bestandige und nachhaltige Kooperation mit
anderen Partnerschaften anzustreben und zu verstetigen. Darliber hinaus ist auch die inhaltliche
Zusammenarbeit mit anderen Bundesprogrammen moglich (wie zum Beispiel
»~Mehrgenerationenhauser®, ,Zusammenhalt durch Teilhabe®, ,Soziale Stadt”, ,Aktionsprogramm
Kommune: Frauen in die Politik“).
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Die Aufgaben der Partnerschaften fiir Demokratie umfassen die Sensibilisierung in Bezug auf alle
demokratie- und rechtstaatsfeindlichen Phanomene und die Starkung des 6ffentlichen Engagements
hiergegen; den Aufbau von Know-how im Umgang mit programmrelevanten Herausforderungen
oder Problemlagen; die Entwicklung einer Kultur der Unterstlitzung und Wertschdtzung
zivilgesellschaftlichen Engagements in den Themenfeldern des Programms sowie die Gestaltung von
Dialogformaten zu Sicherheit und Pravention zwischen allen vor Ort relevanten Akteurinnen und
Akteuren. Wichtige Voraussetzung fiir die konkrete Arbeit der Partnerschaft fir Demokratie ist eine
Situations- und Ressourcenanalyse unter Beriicksichtigung der aktuellen kommunalen Problemlagen
und bestehender Kompetenzen. Die Unterstiitzung der Reaktionsfahigkeit der Kommune und der
demokratischen Zivilgesellschaft auf sozialraumliche Konfliktlagen und die Entwicklung von
kommunalen Strategien und Handlungskonzepten bei demokratiefeindlichen Vorfillen kann unter
anderem auf dieser Grundlage erfolgen. Aktivititen gegen Phdnomene Gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit, insbesondere auch gegen Antisemitismus, Rassismus, Antiziganismus, Islam-
und Muslimfeindlichkeit, Sexismus sowie LSBTIQ*-Feindlichkeit beziehungsweise darauf bezogener
Formen der Diskriminierung sollen unterstitzt werden. Zu den Aufgaben der Partnerschaften fiir
Demokratie zadhlt auch die Gestaltung des demokratischen Zusammenlebens in der
Einwanderungsgesellschaft. Es sollen Orte der Begegnung, des respektvollen Miteinanders, des
konstruktiven Dialogs und Debattierens zur Auseinandersetzung mit relevanten Themen des
Bundesprogramms vor Ort geschaffen werden.

3.2 Aufbau

Eine Partnerschaft fiir Demokratie besteht aus einem Federfiihrenden Amt, einer Koordinierungs-
und Fachstelle, einem Biindnis und einem Jugendforum. Alle vier genannten Gremien arbeiten
respekt- und vertrauensvoll im Sinn der Leitziele des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“ und der
allgemeinen Fordervoraussetzungen zusammen und werden in ihrer Funktion im Folgenden
beschrieben.

3.2.1 Federfithrendes Amt

Die kommunale Gebietskorperschaft beschlieRt nach erfolgreicher Interessenbekundung die
Antragstellung, beantragt die Mittel, bestimmt ein Federfiihrendes Amt und tragt die Verantwortung
fur die Umsetzung der Partnerschaft fir Demokratie entsprechend der Leitziele des
Bundesprogramms.

Das Federfiihrende Amt ist zentraler Ansprechpartner vor Ort und ibernimmt die Berufung und
Organisation einer Koordinierungs- und Fachstelle (3.2.2). Beide berufen, organisieren und gestalten
gemeinsam ein Biindnis (3.2.3) und ein Jugendforum (3.2.4). Das Federfiihrende Amt ist zustandig fir
die Antragstellung auf Zuwendung von Bundesmitteln aus dem Bundesprogramm, fiir die
Weiterleitung der zugewendeten Bundesmittel an Dritte, fiir die ordnungsgemale Mittelverwendung
sowie die Abrechnung der Férdermittel und die damit zusammenhangende Erstprifung der
ordnungsgemalen Verwendung der Bundesmittel. Es unterstiitzt die Koordinierungs- und Fachstelle
sowie das Biindnis aktiv in der Umsetzung der Zielsetzungen der Partnerschaft fiir Demokratie.

Das Federfiihrende Amt ist Teil und Motor eines zu bildenden Amternetzwerks (gegebenenfalls unter

Einbeziehung der Amtsleitung), das eine Schnittstelle zu allen relevanten kommunalen Angeboten

gewibhrleistet und die Leitziele des Bundesprogramms sowie die Ziele der jeweiligen Partnerschaft fir
4
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Demokratie in Verwaltungshandeln umsetzt. Das Amternetzwerk sollte spitestens zum Ende des
ersten Forderjahrs etabliert sein.

3.2.2 Koordinierungs- und Fachstelle

Die Kommune (das Federfiihrende Amt) soll eine Koordinierungs- und Fachstelle grundsatzlich bei
einem freien Trager (gemeinnitzige Organisationen im Sinne des § 51 der AO) einrichten, der aktiv
die Ziele des Bundesprogramms verfolgt und fiir ein gleichberechtigtes, inklusives und vielfaltiges
Zusammenleben eintritt. Die Koordinierungs- und Fachstelle kann in begriindeten Ausnahmefallen
auch in der kommunalen Verwaltung angesiedelt werden, sofern dafiir die Kommune selbst
entsprechende Personal- und Sachaufwendungen zur Verfiigung stellt. Sollte die Situation es
erfordern (zum Beispiel in groRen Flachenlandkreisen), kann die Organisation der Koordinierungs-
und Fachstelle durch den Trager an unterschiedlichen Standorten erfolgen.

Zu den Aufgaben der Koordinierungs- und Fachstelle gehort die Gesamtkoordination der
Partnerschaft fiir Demokratie in Zusammenarbeit mit dem Federfiihrenden Amt, dem Biindnis und
weiteren Akteurinnen und Akteuren der Partnerschaft. AuRerdem (ibernimmt die Koordinierungs-
und Fachstelle die inhaltlich-fachliche Beratung von Projekten, die Vorbereitung von
Forderberatungen und -empfehlungen im Biindnis und die Begleitung der beschlossenen
EinzelmaRnahmen. Die Koordinierungs- und Fachstelle koordiniert in Abstimmung mit dem
Federfiihrenden Amt die Arbeit des Blindnisses und des Jugendforums. Ferner ist sie zustandig fiir die
Offentlichkeits- und lokale/regionale Vernetzungsarbeit, die Beratung und Unterstiitzung von
Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von an der Partnerschaft beteiligten Akteurinnen und
Akteuren.

3.2.3 Biindnis

Das zentrale Gremium einer Partnerschaft fir Demokratie ist das Biindnis, das als breiter
Zusammenschluss aller relevanten demokratischen zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure
in einem durch das Federfiihrende Amt und die Koordinierungs- und Fachstelle organisierten
partizipativen Prozess entsteht. Alle Amter, die das Amternetzwerk bilden, sind Teil des Biindnisses.
Das Biindnis muss stets mehrheitlich mit stimmberechtigten, zivilgesellschaftlichen Organisationen
besetzt sein. Diese Organisationen sind im Sinne des Bundesprogramms Organisationen,
Institutionen und Initiativen, die aktiv die Ziele des Bundesprogramms verfolgen und fir ein
gleichberechtigtes, inklusives und vielfaltiges Zusammenleben eintreten. Sie arbeiten
gemeinwohlorientiert und ohne Gewinnerzielungsabsicht. Auch das Jugendforum (3.2.4) muss
personell angemessen und stimmberechtigt vertreten sein. Das Biindnis soll auf seiner ersten Sitzung
mehrheitlich entscheiden, welche weiteren Akteurinnen und Akteure, die fir die Zielerreichung der
Partnerschaft notwendig sind, als weitere Mitglieder ins Biindnis gewdhlt werden kénnen.

Folgende Organisationen sind — soweit vorhanden - fiir eine Mitarbeit im Biindnis anzusprechen:

Akteurinnen und Akteure aus dem Bereich Arbeitswelt, Beratungsstellen und -teams, Einrichtungen
der Kinder- und Jugendhilfe, Integrations-/Gleichstellungsbeauftragte, Jugend- und Sozialamter,
Kindergarten/Kitas, Kirchen, Religionsgemeinschaften, LSBTIQ*-Organisationen, Medien und
Internet-Akteurinnen/Akteure, Migrantinnen/Migranten-Organisationen, Mobile Beratung,
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Opferberatung, Polizei, Schulen, staatliche Organisationen, Verbdnde und Vereine, Vertreterinnen
und Vertreter des Jugendforums.

Das Bindnis ist fir die strategische Planung und Organisation der Partnerschaft fiir Demokratie
zustandig. Gemeinsam entwickeln die Mitglieder des Biindnisses auf der Basis einer im ersten
Halbjahr der Férderung zu erstellenden Situations- und Ressourcenanalyse und der dort
identifizierten Herausforderungen ein kommunales, bedarfsorientiertes Handlungskonzept mit
strategischen Zielen. Dieses adressiert die konkreten lokalen/regionalen Herausforderungen im
Rahmen der Ziele des Programmbereichs Partnerschaften fiir Demokratie beziehungsweise der
Leitziele des Bundesprogramms. Es wird regelmaRig wahrend der Arbeits- und Vernetzungstreffen
(,Demokratiekonferenzen®) und anlassbezogen auch auf Biindnistreffen diskutiert, aktualisiert und
fortgeschrieben. Das Biindnis priift, welche der von den zivilgesellschaftlichen Tragern eingereichten
EinzelmaRnahmen der Zielerreichung dienen und spricht jeweils eine Férderempfehlung aus. Das
Biindnis nimmt die beschriebenen Aufgaben als regelmalRig tagendes Gremium wahr.

Es ist eine Geschéftsordnung zu erstellen, in der — bei Bedarf mit Beratung durch die anderen
Gremien der Partnerschaft fiir Demokratie - die Grundlagen und Regeln der Zusammenarbeit des
Biindnisses festgelegt werden (zwingend die mehrheitliche Besetzung mit stimmberechtigten
zivilgesellschaftlichen Organisationen, Beschlussfassungen, die Vermeidung von Doppelfunktionen
und Interessenkonflikten, der Umgang mit Problemen, Abwahl und Ausschlusskriterien,
Neubesetzungen).

3.2.4 Jugendforum

Zur Starkung der Beteiligung von jungen Menschen an der Partnerschaft fir Demokratie wird ein
Jugendforum eingerichtet beziehungsweise weiterentwickelt sowie ein Jugendfonds fir
selbstkonzipierte Projekte bereitgestellt. Hilfreich kann dazu die Nutzung bereits vorhandener,
bewdhrter Strukturen der Selbstorganisation sein, wie zum Beispiel Jugendringe, Jugendparlamente,
bereits bestehende Jugendforen und/oder Jugendbeirate. Das Jugendforum wird von Jugendlichen in
einer selbst gewdhlten Form eigenstandig organisiert, geleitet und tragt eigenstandig zur
Ausgestaltung der Partnerschaft bei. Die Beschliisse des Jugendforums kénnen durch die Etablierung
einer Zusammenarbeit mit den gewdhlten Kreis- oder Gemeindevertretungen starkere Wirkung
entfalten. Die Aktivitaten des Jugendforums sind von allen Gremien der Partnerschaft fiir Demokratie
umfassend zu unterstiitzen, fachlich zu begleiten und in der Offentlichkeitsarbeit abzubilden. Es wird
empfohlen, dass sich das Jugendforum eine Geschaftsordnung gibt.

3.2.5 Vernetzung, Offentlichkeitsarbeit, Unterstiitzung auf lokaler Ebene

Die Partnerschaft fiir Demokratie ladt mindestens einmal im Jahr zu einem Arbeits- und
Vernetzungstreffen (,Demokratiekonferenz®) ein, das alle an der Demokratie interessierten
Akteurinnen und Akteure des Férdergebiets anspricht. Dieses Format dient dazu, Stand, Ziele und
Ausrichtung der weiteren Arbeit in der Partnerschaft fiir Demokratie partizipativ zu reflektieren. Die
Umsetzung des zu erarbeitenden beziehungsweise weiterzuentwickelnden Handlungskonzepts sollte
durch Beschliisse der gewahlten Kreis- oder Gemeindevertretungen unterstiitzt werden.

Die Zusammenarbeit zwischen Federfiihnrendem Amt und Koordinierungs- und Fachstelle (und bei
Bedarf auch dem Biindnis) soll in einer Kooperationsvereinbarung mit klaren
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Aufgabenbeschreibungen geregelt werden. Ferner soll durch geeignete MaRnahmen die Arbeit einer
breiten Offentlichkeit bekannt gemacht und fiir eine Mitwirkung geworben werden. Die
Partnerschaft fir Demokratie soll sich (iber eine eigene Projekt-Website prasentieren, deren Daten
stets aktuell zu halten sind und die auf die Homepage des Bundesprogramms verlinkt. Erganzt
werden kann dies durch die Nutzung von Social Media.

3.2.6 Netzwerkarbeit - Dialog und Service

Die Partnerschaften fir Demokratie bilden im Bundesprogramm ,,Demokratie leben!“ ein
deutschlandweites Gesamtnetzwerk. Die Partnerschaften nehmen an der vom jeweiligen Landes-
Demokratiezentrum organisierten Vernetzung der kommunalen Strukturen des Bundesprogramms
im jeweiligen Land teil. Sie nutzen bei Bedarf auch die von den Landes-Demokratiezentren
bereitgestellten Beratungsstrukturen sowie gegebenenfalls Fortbildungs- und
Qualifizierungsangebote fiir die konkrete Arbeit vor Ort.

Die Partnerschaften eines Landes kooperieren miteinander und stehen im regelmaRigen Austausch.
In jedem Bundesland gibt es auf Seiten des Landes-Demokratiezentrums fiir die Partnerschaften
eine/n zustandige/n Koordinator/in. Zur besseren Koordinierung, Interessenartikulation und
Ansprechbarkeit der Partnerschaften eines Landes sowie zur intensiveren bundesweiten Vernetzung
wabhlen alle Partnerschaften eines Landes eine/n Sprecher/in, die/der auch die Kontaktstelle zur
Landeskoordinierung und zum Bund ist.

Die Partnerschaften sind aufgefordert, sich untereinander zu vernetzen, tber alle Aspekte ihrer Arbeit
auszutauschen und sich darliber als Gesamtnetzwerk zu verstehen und zu wirken. Zur Unterstlitzung
ihrer Arbeit wird fir die Partnerschaften fiir Demokratie seitens des Bundes als Erweiterung der
bisherigen Programmberatung eine Dialog- und Servicestelle eingerichtet. Alle Gremien der
Partnerschaft fir Demokratie sind zudem aufgefordert, bei Bedarf an den jeweiligen Angeboten der
programminternen Fort- und Weiterbildung fiir den Programmbereich Partnerschaften fiir
Demokratie teilzunehmen und externe Coaching- und Supervisionsangebote in Anspruch zu nehmen.

4. Rahmenbedingungen der Férderung

Fir die Forderung einer Partnerschaft fir Demokratie kénnen jahrlich maximal 140.000 Euro beim
Bund beantragt werden. Die Zuwendungsempfanger missen sich angemessen an der Finanzierung
und Gestaltung der Partnerschaften fiir Demokratie beteiligen. Die Férderung kann hochstens bis
31.12.2032 erfolgen.

4.1 Konkrete Fordervoraussetzungen

Antragsberechtigt sind kommunale Gebietskérperschaften ab einer GroRRe von
15.000 Einwohnerinnen und Einwohnern.

Fir die Bearbeitung der Verwaltungsaufgaben ist eine halbe vollzeitdquivalente Stelle in der
Kommunalverwaltung mit der erforderlichen Qualifikation inklusive Sachmittel einzubringen. Diese
kann Gber in der Kommunalverwaltung bereits bestehende Personalkontingente oder eine neu zu
schaffende Stelle erbracht werden. Die Stelle muss nicht auf eine Person beschrankt sein.
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Es ist ein Jugendforum einzurichten, dasseine aktive Beteiligung von Jugendlichen und jungen
Menschen an der Ausgestaltung der Partnerschaft fir Demokratie ermoglicht und beféhigt wird,
eigene Projekte durch die Mittel des Jugendfonds zu realisieren.

Erstempfanger von Zuwendungen im Programmbereich Partnerschaften fir Demokratie sollen
grundsitzlich kommunale Gebietskérperschaften und Zusammenschliisse von kommunalen
Gebietskorperschaften sein. Das Bundesprogramm dient nicht der Reduzierung von kommunalen
Ausgaben.

4.2 Allgemeine Fordervoraussetzungen

Zuwendungen werden grundsatzlich als Teilfinanzierung in Form von nicht riickzahlbaren
Zuschiissen gewdhrt. Der fritheste Beginn eines Projekts ist zum 01.01.2025 méglich. Vor Erlass eines
Zuwendungsbescheids darf mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden sein. Die
Zuwendungsempfanger verpflichten sich, im Rahmen der Qualitdtssicherung, an Erhebungen der
Evaluation, der wissenschaftlichen Begleitung, der begleitenden und abschlieRenden Erfolgskontrolle
sowie am programmweiten Fachaustausch und Wissenstransfer teilzunehmen. Bei der
Projektplanung und -durchfiihrung sind erforderliche qualitdtssichernde MaRnahmen, insbesondere
Selbstevaluationen, vorzusehen und finanziell einzukalkulieren. Sofern Leistungen vergeben werden
missen oder sollen, muss bereits bei der Projektplanung das Vergaberecht Beachtung finden.

Die Zuwendungsempfanger des Bundesprogramms ,Demokratie leben!” gewahrleisten eine den
Zielen des Grundgesetzes (GG) forderliche Arbeit und sind den Grundsitzen der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung verpflichtet. Uber allem steht die Unantastbarkeit der
Menschenwiirde (Artikel 1 Absatz 1 GG). Diese beinhaltet die Anerkennung aller als gleichberechtigte
Mitglieder der Gemeinschaft. Insbesondere Konzepte der Ungleichwertigkeit von Menschen sind
damit unvereinbar. Gender- und Diversity-Mainstreaming sowie Inklusion sind als leitende Prinzipien
grundlegend bei der Umsetzung des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“. Fiir die Férderung im
Bundesprogramm ist ebenfalls handlungsleitend, dass die Vielfalt an Zuwendungsempfingern
unterschiedlicher inhaltlicher, fachlicher und methodischer Ausrichtungen sowie unterschiedlicher
Wertorientierungen erhalten bleibt. Damit soll der Pluralitdt der Angebote wie auch dem Anliegen,
mit diesen Angeboten fachlich angemessen und effektiv auf spezifische Herausforderungen und
unterschiedliche Problemlagen zu reagieren, Rechnung getragen werden. Auf dieser Grundlage
stellen Zuwendungsempfanger des Bundesprogramms eine partnerschaftliche Kooperation und
einen fachlichen Austausch mit den/allen Akteurinnen und Akteuren des Bundesprogramms sicher.
Es gilt dabei, die Potenziale der Vielfalt der Ansatze produktiv flr die Arbeit im Bundesprogramm zu
nutzen.

5. Verfahren

Partnerschaften fiir Demokratie werden grundsatzlich im Rahmen von &ffentlichen
Interessenbekundungsverfahren zur Férderung ausgewdhlt. Die fachlich-inhaltliche Prifung erfolgt
auf Grundlage der Angaben im Rahmen der Interessenbekundung in einem Begutachtungsverfahren.

Ab dem 22. Mai 2024 wird auf der Internetseite des Bundesprogramms (www.demokratie-leben.de)
der Link zu dem neuen Férderportal und dem zu verwendenden Online-Formular freigeschaltet. Die
Interessenbekundung ist online auszufiillen und elektronisch zu tibersenden. Es kénnen nur
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fristgerecht eingegangene und vollstindig ausgefiillte Interessenbekundungen beriicksichtigt
werden.

Zeitraum zur Einreichung: 22.05.2024 bis 19.06.2024, 13:00 Uhr

Die eingereichten Interessenbekundungen werden von der Regiestelle ,Demokratie leben!“
statistisch erfasst und entsprechend gespeichert. Sie werden auf Vollstandigkeit sowie auf die
Einhaltung der Fordervoraussetzungen gepriift und nach einem festgelegten Bewertungsverfahren
begutachtet. Die abschlieRende Entscheidung zur Auswahl der zu férdernden potenziellen
Zuwendungsempfanger trifft - nach Ricksprache mit den Landern — das Bundesministerium fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).

Die ausgewahlten Projekte werden zeitnah nach der Entscheidung tiber ihre Interessenbekundung
zur Antragstellung aufgefordert. Projekte, die keine Berticksichtigung finden konnten, werden
ebenfalls zeitnah informiert.

Fir Riickfragen zur Interessenbekundung kénnen Sie sich an die Regiestelle ,Demokratie leben!”
wenden.

Berlin, den 15.05.2024
Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend



	1. Ausgangssituation
	2. Gegenstand des Förderaufrufs
	3. Aufgaben und Aufbau einer Partnerschaft für Demokratie
	3.2.1 Federführendes Amt
	3.2.2 Koordinierungs- und Fachstelle
	3.2.3 Bündnis
	3.2.4 Jugendforum
	3.2.5 Vernetzung, Öffentlichkeitsarbeit, Unterstützung auf lokaler Ebene
	3.2.6 Netzwerkarbeit – Dialog und Service

	4. Rahmenbedingungen der Förderung
	5. Verfahren

